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Stellungnahme des iab austria zur ePrivacy:  

Überarbeitete “DSGVO 4.0” statt Hochrisiko-
Umsetzung der aktuellen Verordnung 

 
Betreffend der Richtlinie 2002/58/EG (Verordnung über Privatsphäre und elektronische Kommunikation) 

 
 

 
 
 
 
Das iab Austria begleitet das Thema ePrivacy in Namen der österreichischen digitalen 
Kommunikations- und Werbewirtschaft seit über drei Jahren und hat zu dieser Materie mit über 200 
Mitgliedern umfangreiches Experten-Know-how. Nach Analyse des aktuellen Entwurfs und in 
Anbetracht der darin enthaltenen, signifikanten Risiken für österreichische Unternehmen, vertreten 
wir die Auffassung, die Überarbeitung der DSGVO einer inkonsistenten und für den Standort 
nachteiligen ePrivacy-Verordnung vorzuziehen. Diese Position hat das iab austria bereits 2017 als 
erster Verband vertreten. Diese Empfehlung gilt heute mehr denn je. 
 
Wir sind davon überzeugt, dass das Schutzniveau der im Mai 2018 in Kraft getretenen DSGVO 
geeignet ist, um ein ausgewogenes Level-Playing-Field zwischen berechtigten Datenschutz-
interessen von Verbrauchern und den Anliegen der Wirtschaft sicherzustellen, denn die Regelungen 
innerhalb der DSGVO erstrecken sich explizit auch auf die Verarbeitung von Online-Daten. Die 
ePrivacy sollte im Gegenzug dazu nicht weiterverfolgt werden, da der aktuelle Entwurf (noch immer) 
signifikante Risiken für Europa und damit auch für Österreich beinhaltet.  
 
Dazu ist folgendes zu sagen: Der „Österreich Entwurf“ zur ePrivacy hat im Rahmen der 
Ratspräsidentschaft 2018 einige Qualitätssteigerungen ermöglicht und war ein wichtiger Schritt hin 
zu einer “risikoreduzierten Verordnung”. Die Ratspräsidentschaften von Rumänien und Finnland 
haben diese österreichischen Beiträge in weiterer Folge wieder aufgeweicht. Der aktuelle Entwurf 
vom 21.02.2020 des kroatischen Vorsitzes sieht zudem weitere fundamentale Änderungen vor, die 
für Österreich zutiefst nachteilig wären und die heimische Kommunikations- und Werbewirtschaft 
massiv unter Druck setzen würden. Zwar ist die mit der DSGVO kohärente Einführung des 
berechtigten Interesses beim Einsatz von Adserver Cookies zu begrüßen, der neue Entwurf bringt 
jedoch u.a. eine deutliche Verschlechterung im Bereich “Tracking Cookies” (essentiell zur 
Finanzierung österreichischer Online-Inhalte und Medien). 
 

Bei der Verabschiedung des aktuellen Entwurfes würde daher bedeuten, dass umfangreiche 
Werbeetats aus Österreich abgezogen werden, die Medienvielfalt und journalistische Qualität 
drastisch abnimmt und der nationale Digitalstandort geschwächt wird.  
 
Wir ersuchen die österreichische Politik – allen voran das BMLRT und das BKA - in den 
europäischen Gremien einen Stopp der ePrivacy aktiv herbei zu wirken und stattdessen eine 
überarbeite “DSGVO 4.0” zu forcieren. Das iab ist bereit, die österreichische Bundesregierung als 
Experte dabei zu unterstützen und durch unser europäisches Netzwerk bei der Überzeugung 
anderer Mitgliedsstaaten zu helfen.  
 
 
 
 
 
 
 

Executive Summary  
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Folgende Punkte der ePrivacy sind hochkritisch für den Digital- und Medienstandort Österreich:  
 
Erwägungsgrund 20 
Die Streichung des letzten Absatzes im Erwägungsgrund 20 ist nicht nur unsachgemäß, sondern birgt auch 
rechtliche Unsicherheit. Das Recht von Verlegern und anderen werbefinanzierten Online-Diensten, den 
Zugang zu ihren Inhalten und Diensten von der Zustimmung zur Speicherung und/oder zum Zugriff auf 
Informationen abhängig zu machen (sog. Tracking-Consent-Wall), wurde in Österreich bereits von der 
Datenschutzbehörde bestätigt („PUR-Abo“). Es ist nicht ersichtlich warum dieses Recht in dem neuen 
Entwurf der kroatischen Ratspräsidentschaft gestrichen wurde. 
 
Erwägungsgrund 20a 
Der von der finnischen Ratspräsidentschaft eingefügte Erwägungsgrund 20a befindet sich auch im 
aktuellen Entwurf. Dieser ähnelt dem von der österreichischen Ratspräsidentschaft gestrichenen Artikel 10 
sehr stark. Er hält die Web Browser-Provider dazu an, Endbenutzern eine White List zur Verfügung zu 
stellen, mit Hilfe welcher der Endbenutzer seine Einwilligung zur Verwendung von Cookies für spezifische 
Provider geben kann. Dieses „Whitelisting“ darf maximal eine Alternative zu bereits erteilten Einwilligungen 
des Users darstellen! Durch den User bereits erteilte Zustimmungen dürfen von solchen White Lists 
keinesfalls „overruled“ werden! 
 
 
Artikel 8 + Erwägungsgrund 21b & 21c 
Wir begrüßen, dass in Art. 8 (1) lit g und den dazugehörigen Erwägungsgründen 21b und 21c ein 
berechtigtes Interesse als Berechtigungsgrund für die Verarbeitung von und Speicherung von Daten im 
neuen Entwurf eingefügt wurde – defacto ist dieser Berechtigungsgrund wegen der normierten 
Restriktionen für die digitale Kommunikations- und Werbewirtschaft jedoch nicht sinnvoll nutzbar.  
 
Unverhältnismäßige Beschränkungen in Artikel 8 und Erwägungsgründen:  
 

- Laut Art. 8 (1) lit g und Erwägungsgrund 21b dürfen die Daten nicht zur Definition von User-
Eigenschaften (Tracking und Zielgruppensegmentierung) herangezogen werden 
 

- Gemäß Art. 8 (1)1a. und Erwägungsgrund 21c verbieten die Weitergabe von nicht anonymisierten 
Daten an Dritte 

 

- Laut Art. 8 (1a) lit a müssen kostenintensive Impact Assessments durchgeführt und regelmäßige 
die bereits am Limit arbeitenden Datenschutzbehörden konsultiert werden 
 

Das Konzept von datengetriebener, personalisierter Werbung (über Tracking Cookies), die einen Mehrwert 
auch für den User bringt, wird durch diesen Vorschlag massiv eingeschränkt. Dadurch wird die Finanzierung 
von zahlreichen Medien UND das Modell von zahlreichen Agenturen und Werbetreibenden, progressive 
Onlinewerbung zu machen und dem User nach dessen Zustimmung maßgeschneiderte, gewünschte und 
mehrwertstiftende Inhalte zu liefern, die Grundlage entzogen! 
Dabei ist wichtig zu betonen, dass es hier nicht um Profiling geht, wo Einzeluser segmentiert werden, 
sondern um die Zuteilung von Usern zu Interessenssegmenten. Auf Basis dieser Segmente (Audiences) 
kann dann datengetriebene Onlinewerbung ausgespielt werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 

Problemaufriss des aktuellen Entwurfes vom 21.02.2020  
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Folgende Risiken sind für Österreich relevant, wenn keine sofortigen Gegenmaßnahmen getroffen werden:  
 
Österreichs Online-Portale verschwinden – Medienvielfalt sinkt drastisch 
 

- Die meisten großen österreichischen Online-Portale sind für die Bürger frei zugänglich. Sie liefern 
hochqualitativen Journalismus und Österreich-spezifischen Content. Gerade die aktuelle Corona 

            Krise zeigt, wie wichtig seriöse und frei zugängliche Online-Informationen sind. 
 

- Daneben bestehen viele kleinere Websites und Content-Portale, die wichtigen regionalen oder 
interessens-spezifischen Content liefern. 

 

- Gefährdung der Finanzierungsmodelle für diese Portale würde unweigerlich zu einer Ausweitung 
von „Paid Content“ für die heimischen Konsumenten führen und das kostenlose Internet deutlich 
reduzieren.  

 

- Eine Umstellung auf „Paid Content“ ist jedoch nur für die wenigsten Portale eine Option. Viele 
Portale und Content Provider würden aus der Medienlandschaft verschwinden. Dadurch wird die 
journalistische Vielfalt in Österreich drastisch reduziert.  

 
Digitalstandort Österreich als Verlierer  
  

- Die Qualität der Online-Werbung würde drastisch abnehmen. Es kann zum Beispiel nicht mehr 
gesteuert werden, dass man die Werbung nur einmal pro Tag oder pro Woche sieht und man 
bekommt wieder jegliche Werbung unabhängig von der Relevanz. 

 

- Um Zielgruppenverluste zu vermeiden, würden österreichische Werbekunden gezwungen, ihre 
Werbung vornehmlich auf ausländischen Portalen zu schalten, welche auch in Zukunft für jeden 
User zielgerichtetes Marketing ermöglichen  

 

- Europäische Werbetreibende würden gemäß einer Studie des WIK ca. 30 % der Etats für 
Onlinewerbung an internationale Player verlieren.   

 
Weiterer Ausbau von Monopolen und Steigerung der Abhängigkeiten  
 

- Browseranbieter, die gleichzeitig auch als Vermarkter auftreten würden durch das Einführen von 
Whitelists zu Gatekeepern erhoben und wären im Vergleich zu österreichischen Vermarktern unfair 
bevorteilt. Diese Whitelists bevorzugen einseitig die internationalen Browserhersteller und erhöhen 
die Abhängigkeit von ihnen. 

 
 
 
 
 
Auch der Vorschlag der kroatischen Präsidentschaft schafft es aus Sicht des iab austria nicht ein Level 
Playing Field zwischen den Interessen der digitalen Kommunikations- und Werbewirtschaft und jenen der 
Verbraucher herzustellen. Der aktuelle Entwurf ist nicht nur unfair, sondern hochgefährlich für den 
österreichischen Digital- und Medienstandort! Die Einführung einer „DSGVO 4.0“, anstelle der ePrivacy 
bewirkt nicht nur eine kohärente und einheitliche Gesetzesmaterie, welche Rechtssicherheit für 
Unternehmen schafft, sondern auch Transparenz für Verbraucher gewährleistet, ohne dabei dem Digital- 
und Medienstandort zu schaden! 
 

Wir ersuchen Sie mit uns gemeinsam für Österreich zu kämpfen und sich für einen Stopp der 
ePrivacy in den EU Gremien stark zu machen.  

Risiken für den Digitalstandort Österreich  

Appell an österreichische Entscheidungsträger   
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ÜBER DAS INTERACTIVE ADVERTISING BUREAU 
 
Das iab austria ist ein Verein, der sich auf die Förderung der digitalen Wirtschaft in Österreich konzentriert. 
Die Organisation agiert im Rahmen eines internationalen Netzwerkes und besteht aus rund 200 Mitgliedern, 
zusammengesetzt aus Unternehmen der digitalen Wirtschaft. Dem iab kommt eine wichtige Rolle zu: der 
Verein agiert in der Praxis als branchenübergreifende Interessensvertretung und Stimme der 
österreichischen digitalen Kommunikations- und Werbewirtschaft. Diese steht in Österreich für einen 
Umsatz von rund EUR 1 Mrd.  
 
Das IAB steht auch weiterhin als Ansprechpartner und Expertenorganisation der österreichischen 

digitalen Kommunikations- und Werbewirtschaft zur Verfügung. 


